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I.BERLINISTQUEER.QUEERISTGRÜN.

i. berlin ist queer. Queer ist grün.

BÜNDNIS90/DIEGRÜNENmachenqueere Politik für Berlin.SeitunserenAn-
fängenalsAlternativeListesetzenwirunsnachhaltigunderfolgreichfürdieBe-
langevonLesben,Schwulen,Bisexuellen,Trans*[1]undIntersexuellen(LSBTI)in
unsererStadtein.DabeihabenwirdenSenatimmerwiedervorunshergetrieben.
WennesumdieRechtevonLSBTIunddenSchutzvorHomo-undTrans*phobie
geht,machenwirkeineKompromisse.DaraufistVerlass!Wirhaltennichtsvon
leerenVersprechungen,substanzlosenAnkündigungenundkurzfristigemAktio-
nismusbeiinszeniertemBlitzlichtgewitter.Denn: Uns geht es um die Sache.

QueerePolitikistfürunsVerpflichtung.Wirsetzenaufeinenachhaltige Bürger-
rechtsarbeit,diedieGleichstellungvonLSBTIinunsererStadtgesellschaftkon-
sequentanpackt.Wirwissen,dassderKampfgegenVorurteileundGewalt,ge-
genUngleichbehandlungundDiskriminierungwirksameStrategien,innovative
IdeenundeinenlangenAtembraucht.AndereproduzierenPapiereundhalten
Sonntagsreden– wir packen’s an!

BerlinhateineeinmaligeundhistorischgewachseneBandbreiteanqueerenSze-
nenundLSBTI-Communities.DieseVielfaltmitihrenunterschiedlichenInstituti-
onenundProjekten,VereinenundGruppenverstehenwiralsenormenGewinn
fürdiegesamteStadtgesellschaft.Siedauerhaftzusichern,istunserAnliegen.
WirverstehenunsalsdirekteAnsprechpartnerin fürdieBelangederqueeren
Communities und als verlässliche Verbündete im Kampf für gesellschaftliche
Emanzipation.Gemeinsam und im steten Dialog sind wir stark!

WirverstehendieVielfaltunsererStadtgesellschaftalseineChanceundalsBerei-
cherung.AusbesonderenErfahrungenundLebensumständenerwachsenbeson-
dereFähigkeitenundStärken.BÜNDNIS90/DIEGRÜNENwolleneinfriedliches 
und tolerantes MiteinanderallerGeschlechter,Generationen,KulturenundLe-
bensweisen,indersichZugehörigevon„Minderheiten“genausofairbehandelt
fühlenwieZugehörigevon„Mehrheiten“.WirstehenfüreineStadt, inderes
normalist,aufdieeineoderandereWeiseanderszusein.Anstattverschiedene
Gruppen gegeneinander auszuspielen (Frauen gegen Männer, Migrant_innen
gegenLSBTIetc.)setzenwiraufAustausch,KommunikationundBegegnung.

[1]DerBegriff„Trans*“entsprichtdemvonGruppenundVerbändenderTrans*-Communitygetragenen
Kompromiss, unterschiedliche Bezeichungen wie transsexuell, transgender, transidentisch, transgenial
usw.untereinemneutralenOberbegriffzusammenzufassen.
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WirtretengegenHomo-undTrans*phobiegenausoentschiedeneinwiegegen
Islamophobie,RassismusundFrauenfeindlichkeit.Wirmachenunsstarkfürdie
Inklusion und Teilhabevonälteren,chronischkrankenundbehindertensowie
von sozial benachteiligten Menschen. Dort wo Vielfalt noch keine Selbstver-
ständlichkeit ist, brauchen wir eine konsequente Diversity-, Gleichstellungs- 
und Antidiskriminierungspolitik.AlleMenschengehörendazu.

AuchLesben,Schwule,Bisexuelle,IntersexuelleundTrans*bildenkeineabgeschlos-
senehomogeneSzene.VielmehrfindetsichinihrenunterschiedlichenCommunities
diebereicherndeVielfaltBerlinswieder.Ausgrenzung,Beleidigungen,verbaleund
tätlicheÜbergrifferichtensichdaherhäufignichtnurgegendiesexuelleIdentität[2],
sondern LSBTI sind oftmals einer Mehrfachdiskriminierung ausgesetzt, die sich
etwaauchgegenihreGeschlechtsidentität,ihreHerkunftoderihrenGlaubenwen-
det.EineverantwortungsvollePolitikderVielfaltnimmtdieseÜberschneidungen
wahrundberücksichtigtsiebeiderAusrichtungvonAntidiskriminierungsstrategien.

Vielfalt braucht Verantwortung.DahermussdieLandesverwaltungihreVorbild-
funktion für Wirtschaft und Gesellschaft wahrnehmen, Diversity-Konzepte 
erarbeitenundsieumsetzen.DiesgiltgleichermaßenfüröffentlichBeschäftig-
tewiefürKund_innenderBerlinerVerwaltung.Wirwerdenprüfen,inwieweit
Diversitygrundsätze im Zuwendungs- und Vergaberecht verankertwerdenkön-
nen.Arbeitgeber_innen,dieihreBeschäftigtenaufgrundihrersexuellenIdentität
diskriminieren,darfkeineöffentlicheAufgabeübertragenwerden.

VieleBerlinerUnternehmensetzenbereitserfolgreichaufeineKulturderVielfalt
inihrerBelegschaft.Siewissen,dassvoneineminnerbetrieblichenDiversity-Ma-
nagementdasgesamteUnternehmenprofitiert.WirbegrüßendieseEntwick-
lungundmöchtenunsdafüreinsetzen,dasssichnochmehrBerlinerFirmender
Charta der Vielfaltanschließen.

AlsLandesverbandmachenwirPolitikfürunsereStadt.Trotzdemverlierenwir
dieBundesebenenichtausdemBlick,daeinigeProblemenurdortgelöstwer-
denkönnen.DaherwerdenwirauchüberdenBundesratentsprechendeInitia-
tiveneinbringenundsofürdiebundesweiteGleichstellungvonLSBTIkämpfen.

[2]DerRechtsbegriff der„sexuellen Identität“wurdevomBundesgesetzgeber2001 imBetriebsverfas-
sungsgesetzund2006imAllgemeinenGleichbehandlungsgesetz(AGG)eingeführt,umdamitderDiskrimi-
nierungvonhomosexuellenMännernundFrauenebensowiederDiskriminierungbisexueller,trans*oder
intersexuellerMenschenentgegenzutreten (BegründungzumAGG, sieheBT-Drs16/1780S.31).Nach
unseremVerständnisalsBÜNDNIS90/DIEGRÜNENbezeichnet„sexuelleIdentität“alsogenaudas,wasin
derangelsächsischenDebattemitderWendung„sexualorientationandgenderidentity“beschriebenwird.
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ii. Homophobie und transphobie bekämpfen

TrotzgesellschaftspolitischerErfolgeerlebenLesben,Schwule,Bisexuelle,Trans*
undIntersexuelleweiterhinTabuisierungundAusgrenzungbishinzuGewalt.
BÜNDNIS90/DIEGRÜNENtretenHomophobieundTransphobieentschieden
entgegen.

BÜNDNIS90/DIEGRÜNENhabendenBerlinerAktionsplangegenHomopho-
bieangeschoben,dendasAbgeordnetenhausals Initiative„Berlin tritteinfür
SelbstbestimmungundAkzeptanzsexuellerVielfalt“beschlossenhat.DieUm-
setzungderInitiativekamunterdemrot-rotenSenatdurchVerzögerungenbei
StellenbesetzungenundderAuftragsvergabenurschleppendinGang,sodass
einTeilderbereitgestellten2,1Mio.Euroungenutztverfallensind.

WirwerdendieProjektederInitiativeevaluieren,verstetigensowieweiterent-
wickelnund imRahmeneinesDiversityansatzesaufalleRessortsundBezirke
ausweiten.Ziel isteinespürbareSteigerung der Akzeptanz vonunterschiedli-
chensexuellenIdentitäteninallengesellschaftlichenBereichen.Deswegensind
in der Fortführung der Initiative besonders die Maßnahmen zu unterstützen,
diebewusstseinsänderndindiebreiteGesellschaftwirken.Wirwerdenauchin
bezirklicherVerantwortungaufEinrichtungenundTrägereinwirken,sichander
AkzeptanzförderungsexuellerIdentitätenzubeteiligen.DenAnsatzderSozial-
raumorientierung[1]wollenwirnutzen,umgezielteinfriedlichesZusammenleben
vonMenschenunterschiedlichersexuellerIdentitätenindenKiezenzufördern.

Ein Schlüssel für mehr Akzeptanz liegt in der Bildung, sei es in der Kita, der
SchuleoderderJugendfreizeit.HierzusindimRahmenvonDiversitykonzepten
dieGrundlagenflächendeckendinderAus-undFortbildungvonErzieher_innen,
Lehrer_innenundSozialpädagog_innenzulegen.FürJugendlichesolleinangst-
freiesComing-outinSchuleundJugendfreizeiteinrichtungenmöglichsein.Ber-
liner Schulen müssen unterschiedliche sexuelle Identitäten fächerübergreifend
alsselbstverständlicheLebensweisenvermittelnundwertneutralbehandeln.Wir
werbendafür,Schulprofile–wieetwabeidemProjektSchule ohne Rassismus. 
Schule mit Courage–entsprechendanzupassen.

ZurSteigerung der Akzeptanz sexueller Vielfalt im Sport, bei der Integrations-
arbeit und in der JugendkulturwerdenwirdenDialogunddieZusammenarbeit
zwischenPolitik,Verwaltung,Trägern,VereinenundVerbändenfördern.Dabei
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sinddieErfahrungenvonMehrfachdiskriminierungbesonderszubeachten.Bei
AngebotenderJugendhilfemussentsprechendderBedarfdurchComing-Out-
ProblemeundDiskriminierungserfahrungenberücksichtigtwerden.

Obwohl es bei der Berliner Polizei zwei Beauftragte für gleichgeschlechtliche
Lebensweisengibt,wirdimmerwiedereinmangelndesBewusstseinbeiderPo-
lizeibeiderAufnahmevonAnzeigenwegenhomophoberoder trans*phober
ÜbergriffeoderbeiPolizeieinsätzeninderqueerenSzenebeklagt.BeiGerichts-
prozessenkommtdasMotivfüreineGewalttatoftgarnichtzurSprache.Poli-
zei und StaatsanwaltschaftenmüssenvorurteilsmotivierteGewaltadäquater-
kennen,erfassenundverfolgenunddafürentsprechend fortgebildetwerden.
Die Anzeigenbereitschaft bei vorurteilsmotivierten Gewalt- und Diskriminie-
rungserfahrungensollgesteigertwerden,umdieDunkelzifferhomophoberund
trans*phoberGewaltzuerhellen.

BerlinwirdimBundesratundiminternationalenKontextrechtlicheundgesell-
schaftlicheInitiativenzurStärkungderVielfaltdersexuellenIdentitätenunter-
stützenundselbstinitiieren.AuchaufBundesebenewirdeinnationaler Aktions-
plan gegen Homo- und Trans*phobiebenötigt.EingrünerSenatwirddarüber
hinausseineStädtepartnerschaftenunddieReisenseinerMitgliederdazunut-
zen,offensivfürToleranzundAkzeptanzzuwerbenundMissständeöffentlich
anzusprechen.Wirwerdenunsdafürstarkmachen,dassauchgesellschaftliche
BereichewieetwaderSportoderdieMusikindustrieineinembreitenBündnis
gegenHomo-undTrans*phobievorgehen.

[1]DerAnsatzderSozialraumorientierungsollressortübergreifenddazubeitragen,bauliche,strukturel-
le, soziale und andereRessourcen in einem sozialenRaum (d.h. in einemWohngebietmit ca. 5.000
bis25.0000Einwohner_innen)gemeinsammitderWohnbevölkerungaufzubauen,zuunterstützenund
auchzuerweitern.
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III.VOLLSTÄNDIGEGLEICHSTELLUNGUNDDISKRIMINIERUNGSSCHUTZ–BUNDESWEIT!

iii. vollständige Gleichstellung und  
Diskriminierungsschutz – bundesweit!

BÜNDNIS90/DIEGRÜNENsinddieBürgerrechtspartei.Fürunsgilt:„Gleiche 
Rechte für gleiche Liebe“.MitderEingetragenenLebenspartnerschaftundder
StiefkindadoptionhabenwiraufBundesebeneinderZeitderrot-grünenBun-
desregierung große Schritte zur Gleichberechtigung von schwulen und lesbi-
schenPartnerschaftenerreicht.InBerlinwurdedankzahlreichergrünerVorstö-
ßeimAbgeordnetenhausdieEingetrageneLebenspartnerschaftmitderEheim
Landesrechtvollständiggleichgestellt.

AufBundesebenescheitertediesevollständige Gleichstellung mitderEhe–etwa
beim Steuerrecht oder beim Adoptionsrecht – bisher an den schwarz-gelben
Mehrheiten im Bundestag und Bundesrat. Obwohl das Bundesverfassungsge-
richt schon mehrfach klargestellt hat, dass eine Ungleichbehandlung nicht mit
dem Grundgesetz vereinbar ist, verweigert die schwarz-gelbe Bundesregierung
dievollständigeGleichstellung.WirwerdendaherüberdenBundesratInitiativen
starten,umdiebestehendenDiskriminierungenimSteuerrechtundimAdoptions-
rechtzubeenden.Wirsetzenunsaktivdafürein,dassdieEhefürlesbischeund
schwulePaaregeöffnetundderArtikel 3 des GrundgesetzesumdieKategorie
„sexuelleIdentität“ergänztwird,damitniemandmehrwegenseinergeschlechtli-
chenIdentitätund/oderseinersexuellenOrientierungbenachteiligtwerdenkann.

MitdemAllgemeinen Gleichbehandlungsgesetz (AGG)habenwirderDiskri-
minierung imArbeitsrechtundbeimZugangzuDienstleistungenundGütern
wirksamdenKampfangesagt.Wirwollen,dassdiebeiunsbereitsetablierten
StandardsgegenDiskriminierungeuropaweitdurchgesetztwerden.Daherun-
terstützenwirdieEuropäischeKommissioninihremVorhaben,diesenRechts-
schutzvorDiskriminierungmitdersogenannten5.Anti-Diskriminierungsricht-
liniefüralleMitgliedsstaatenderEuropäischenUnionverbindlichvorzugeben.
DieBundesregierungbremstallerdingsseitJahrendieseswichtigeUnterfangen
aus.WirverurteilendieseBlockadehaltungaufdasSchärfste!ÜberdenBundes-
ratwerdenwirunsdafüreinsetzen,dasssichDeutschlandfüreinenumfassen-
deneuropaweitenDiskriminierungsschutzeinsetzt.

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN stehen für einen diskriminierungsfreien Zugang 
zum Arbeitsmarkt. Viele Menschen werden wegen ihres Alters, ihres Ge-
schlechts,ihrerHerkunftoderihrersexuellenIdentitätdiskriminiertunderhalten
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zumBeispielgarnichterstdieChance,sichundihreFähigkeitenineinemBewer-
bungsgesprächzubeweisen.DemwollenwirmitanonymisiertenBewerbungen
Einhaltgebieten.Wirwollen,dassanonymisierte Bewerbungen beiderVerwal-
tungdesLandesundderBezirkesowiebeidenUnternehmenmitLandesbeteili-
gungwiederBSRoderderBVGzumStandardwerden.

DieArbeitderzivilgesellschaftlichenVerbändeundProjektegegenDiskriminie-
rungwollenwirunterstützen,verstetigenundausbauen.Wirsetzenunsdafür
ein,dassaufBundesebeneendlichdasKlagerecht für Verbändeermöglichtwird,
damitOpfervonDiskriminierungvorGerichteinestarkeStimmeanihrerSeite
wissen.
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iv. intersexualität und trans*

Unser Berlin ist auch eine Stadt der geschlechtlichen Vielfalt. Neben all den
Menschen,die sichklar alsMannoderFraudefinieren, lebenhier auchviele
Personen,dieunterihrembiologischenGeschlechtleidenundesinFragestellen
bzw.die starre Einteilung in„männlich“und„weiblich“grundsätzlich ableh-
nenundfürsicheineIdentitätjenseitsderüberkommenenGeschlechtergrenzen
schaffen.SeitvielenJahrenkämpfenwirgemeinsammitdiesenMenschen,für
diesichderÜberbegriffTrans*etablierthat,fürihreRechte.

ObwohldasBundesverfassungsgerichtwesentlicheTeiledesbestehendenTrans-
sexuellengesetzes für verfassungswidrig erklärt hat, verweigert sich die Bun-
desregierungeinerlängstüberfälligen,menschenwürdigenReform.Wirfordern
schnellstens neue rechtliche Rahmenbedingungen, die sich an den konkreten
BedürfnissenvonTrans*ausrichtet.

WerheuteeinebloßeÄnderung des Vornamensbewirkenmöchte,durchläuft
einen langwierigen bürokratischen Prozess und wird von medizinischen Gut-
achterinnenundGutachterngegängelt.WirlehnendieseProzeduralsentwür-
digendabundwollendeshalbdasVerfahrenfürdieÄnderungderVornamen
deutlichvereinfachenundnurvomGeschlechtsempfindenderAntragstellenden
abhängigmachen.

Wir halten es für eine schwerwiegende Menschenrechtsverletzung, dass das
TransexuellengesetzbeiderÄnderung des Personenstandes massiveOperati-
onenvorschreibt,dieunteranderemeineZwangssterilisierungzurFolgehaben.
Ausdrücklich begrüßen wir das jüngste Urteil des Bundesverfassungsgericht,
dass diese entwürdigendeundmenschenverachtendePraxis endlichgestoppt
hat.Jede_rsollselbstentscheidenkönnen,ob–undwennjawelche–Verän-
derungenameigenenKörperzurAnnäherungandie individuelleGeschlecht-
sidentitätbenötigtwerden.InsgesamtmussdasVerfahrendeutlichvereinfacht
undbeschleunigtwerden.EinzigeBedingungfürdiePersonenstandsänderung
darfnurdassubjektiveGeschlechtsempfindenderAntragsstellendensein.Da-
beimussdieGesetzgebungRaumlassenfürLebensentwürfe,dievomZweige-
schlechtermodellabweichen.Wirwollen,dassdieVielfaltvonGeschlechtsiden-
titätenendlichumfassendakzeptiertwird!
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Mit der wachsenden Gleichstellung von Frauen und Männer wird die Fest-
stellungdesGeschlechtsimRahmendesPersonenstandsinsgesamtfragwürdi-
ger.DeswegenwollenwirdasPersonenstandsgesetzlangfristigeinerkritischen
Prüfungunterziehenbzw.neueOptionenderÖffnungfüralleGeschlechter
ausloten.AufLandesebenesetzenwirunsdafürein,dassinderVerwaltung
undindenöffentlichenEinrichtungenbeiderErhebungderpersönlichenDa-
tenneben„männlich“oder„weiblich“aucheineneutraleGeschlechtskatego-
riezurWahlsteht.

WirtretenaufBundes-undEuropaebenedafürein,dassdieindividuelleGe-
schlechtsidentitätvonTrans*-MenschennichtlängeralspsychischeStörung
klassifiziertwird.Schluss mit der psychischen Pathologisierung!DasRecht
vonTrans*-MenschenaufeineselbstgewähltemedizinischeUnterstützung
darfnichtdaraufgründen,dasssiesichalspsychischkrankdefinierenlassen
müssen.

AufBerlinerEbeneistunsaußerdemderungehinderteZugangzuumfassen-
der und professioneller Beratung fürTrans*-MenscheneinwichtigesAnlie-
gen.Wirhabenaktivdazubeigetragen,dassVereineundOrganisationen,die
aufdiesemGebiettätigsind,eineFörderungerhalten.Dafürtretenwirauch
inZukunftein.ÖffentlicheAufklärungsarbeit–etwainSchulenundanderen
Bildungseinrichtungen – ist notwendig und muss konsequent alle sexuellen
Identitätenmiteinschließen.AuchdieAntidiskriminierungsarbeitsollderge-
sellschaftlichenRealitätunsererStadtgerechtwerdenundmussdaherneben
HomophobieundSexismusauchTrans*phobiezwingendberücksichtigen.Wir
werdenunsauchinZukunftdafüreinsetzen,dassderwissenschaftlicheund
rechtlicheDiskurszudemThemaimengenDialogmitderTrans*-Community
inBerlingeführtwird.

Intersexuelle sind Menschen, die mit körperlichen Merkmalen beiderlei Ge-
schlechtergeborensind.Häufigwerdensie imKindesalteranihrenGenitalien
zwangsoperiert,oftnichtumfassendaufgeklärtodergargezieltfalschinformiert
und sind durch solche Erfahrungen nicht selten massiv traumatisiert. Interse-
xuellestehenindemKampfumdieAnerkennungihrerRechtenochganzam
Anfang.Bündnis90/DieGrünenunterstützendiesenKampfundsetzensichfür
dieWahrungderMenschenrechtedieserGruppeein.
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AllebisherigenStudienzurLebenssituationvon intersexuellenMenschenent-
stammenmedizinisch-klinischenZusammenhängen.Intersexualitätistaberkein
primärmedizinischesThema, sonderneines,dasdiegesamteGesellschaftzur
AuseinandersetzungmitgeschlechtlicherVielfaltauffordert.Wirwerdendaher
vonBerlinauseineunabhängigebundesweiteStudieüberdasLebenzwischen-
geschlechtlicher Menschen in Auftrag geben, die einen stärker sozialwissen-
schaftlichenAnsatzverfolgtundMedizinlediglichalseinenTeilaspektberück-
sichtigt.IntersexuelleMenschensollenaktivindiePlanungundDurchführung
dieserStudiemiteinbezogenwerdenbzw.siekontrollieren.

InunsererzweigeschlechtlichorganisiertenGesellschaftstelltdieGeburteineszwi-
schengeschlechtlichenKindeseineHerausforderungfürdieElterndar,beidersie
Unterstützungbenötigen.InBerlinerKrankenhäusernbrauchenwirmehrgeschul-
te Psycholog_innen zur Unterstützung der Eltern. Medizinisches Personal muss
entsprechendweitergebildetundsensibilisiertwerden.AberauchimErwachsenen-
alterbestehtaufgrundderbesonderenLebenssituationeinhoherBeratungs- und 
Unterstützungsbedarf.WirwerdenGelderbereitstellen,damitdiezurZeitüber-
wiegendenehrenamtlichePeer-to-Peer-Beratungausgebautundprofessionalisiert
werdenkann.AufBundesebenewerdenwirdie Schaffungeinerunabhängigen
Beratungsstelle für intersexuelle Menschen einfordern, die Wissen bündelt und
ersteAnlaufstellefürintersexuelleMenschenundihreAngehörigenist.

Eskannnichtsein,dassdieBehandlungsmaximedaraufzielt,intersexuelleKinder
soweitwieirgendmöglichandasmännlicheoderweiblicheStandartgeschlecht
heranzuoperieren.GenitaloperationensindinderüberwiegendenZahlkeineHeil-
behandlungen,sondernreinkosmetischerNatur.Begründetwerdensiemiteiner
psycho-sozialenImplikation:EinKindmiteinemvombinärenSchemaabweichen-
denGeschlechtkönnekeineklareGeschlechtsidentitätentwickelnundseispätes-
tensabdemKindergartenschwerenDiskriminierungenausgesetzt.Operationen,
die der religiös-kulturell motivierten Genitalbeschneidung nicht unähnlich sind,
dürfennichtmitsolchenScheinargumentenverteidigtwerden,dennsieverstoßen
gegendenSchutzderkörperlichenUnversehrtheitundstellensomiteineMen-
schenrechtsverletzungdar.Wirwollen sowohldenKontakt zudenUnikliniken
suchen,ummitdenWissenschaftler_inneninDialogüberdiegängigeBehand-
lungspraxis zu treten,alsauchaufdieGesellschaft insgesamteinwirken,damit
IntersexualitätweiterenttabuisiertwirdundzwischengeschlechtlicheMenschenin
ihrerjeweiligenFormdesAnders-Seinsanerkanntundunterstütztwerden.
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Wir setzenunsein füreinedeutlich längereAufbewahrungspflicht der Kran-
kenakten von intersexuellen Menschen.Ofterlangenzwischengeschlechtliche
MenschenerstimfortgeschrittenenErwachsenenalterKenntnisvonihrerjewei-
ligenSituation.DamitsiegegeneventuellerfahrenesUnrechtinderBehandlung
vorgehen können, ist es zentral, dass ihre Krankenakten lange genug für sie
verfügbarbleiben.
Jeder Mensch, dessen Geschlecht sich jenseits einer eindeutigen Zuordnung
zu Mann oder Frau befindet, ist permanent strukturellen Diskriminierungen 
ausgesetzt, sei es beispielsweise durch das Fehlen einer geschlechtsneutralen
Toiletten-Option im öffentlichen Raum oder aufgrund der Tatsache, dass auf
Formularen(z.B.zurAnmeldungineinemsozialenNetzwerkoderzurBeantra-
gungvonLeistungenbeiderStadt)auchohnetriftigenGrunddasGeschlecht
abgefragtwird.WirwerdendenBlickfürdieseDiskriminierungsformenschärfen
unddaranarbeiten,sieStückfürStückabzubauen.

IntersexualitätundTrans*zeigen:DieGrenzenzwischendenGeschlechternsind
fließend.DiesgiltfürGeschlechtsidentitätenundRollenbilderalsauchaufkör-
perlicherEbene.GrüneGeschlechterpolitikstehtindiesemSinnefürneue Ansät-
ze und Denkschulen,diesichderVielfalt der Geschlechter öffnenunddieseals
Bereicherungwertschätzen,anstattsiealskrankhaftundbehandlungsbedürftig
einzustufen.
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v. regenbogenfamilien und familienvertrag

DasdeutscheFamilienrechtbedarfdringendeinerReform.EsdecktdieLebens-
wirklichkeitvonFamilienkonstellationen, sowie sieheute realgelebtwerden,
nicht ab.Die vomGesetzgebernoch immer alsNormalfall betrachteteKons-
tellation,dassKinderbeidenverheirateten,biologischenElternaufwachsen,ist
inBerlin inderMinderheit.MehralsdieHälftederKinderwachsenbeinicht
miteinanderverheiratetenEltern,inPatchwork- oder Regenbogenfamilienauf
oderwerdennurvoneinemElternteilerzogen.DasdeutscheSteuerrechtund
vieleEinzelvorschriftenbenachteiligenalledieseKinder.Das ist füruns schon
langenichtmehrhinnehmbar.

Für uns ist Familie da, wo Kinder aufwachsen oder wo Menschen dauerhaft
Verantwortungfüreinanderübernehmen.DiesesVerständnisistmittlerweilein
weitenTeilenderBevölkerungKonsens.Eskommtnundaraufan,esauch in
eineangemessenerechtlicheFormzuüberführen.DasEhegattensplittingistun-
gerechtundbenachteiligtAlleinerziehende,schwuleundlesbischeodernicht-
verheirateteEltern.WirwollenesabschmelzenunddieeingespartenMittel in
eineFörderungsoffensivestecken,dieunmittelbarallenKindernzuGutekommt.

Auch imKindschaftsrechtwollenwireine rechtliche Annäherung von bio-
logischen und sozialen Elternteilen, ohne die biologische Elternschaft zu
ersetzen.DeshalbwillBÜNDNIS90/DIEGRÜNENeinenFamilienvertragals
neues,flexiblesRechtsinstituteinführen.Damitsollbiologischenundsozia-
lenElterndieMöglichkeiteröffnetwerden,allerelevantenkindschaftsrecht-
lichen Fragen im Sinne und zum Wohl des Kindes miteinander zu regeln.
AlserstenSchrittschlagenwirvor,dassdasUmgangsrechtmitdemkleinen
SorgerechtverschmolzenwirdunddiesesdannmehralszweiErwachsenen
zustehenkann.

LesbenundSchwulewollenauchVerantwortungfürKinderübernehmen,die
nichtihreeigenensind,dieaberdringendeinsicheresundgeborgenesZuhause
brauchen, weil ihre Herkunftsfamilien das nicht mehr leisten können. Längst
hatdieBerlinerVerwaltungfestgestellt,dasshomosexuellePflegeelterndieglei-
chenerzieherischenKompetenzenhabenwieheterosexuelle.Deshalbsehenihre
AusführungsvorschriftenauchgleichgeschlechtlichePaarealsVollzeitpflegeltern
vor.Wirbegrüßen,dassinBerlinvielelesbischeoderschwulePaareerfolgreich
PflegschaftenfürKinderübertragenbekommen.
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InBerlinobliegtdieZuständigkeitfürdieÜberprüfungundBegleitungderPfle-
gefamilien den freien Trägern, die vom Bezirksjugendamt eingesetzt werden.
TeilweisegehörendieseTrägerauchzurkatholischenKirche.InderVergangen-
heitgabesaufgrundderhomophobenHaltungderkatholischenKircheimmer
wieder Probleme bei der Vermittlung von Vollzeitpflegestellen an gleichge-
schlechtlichePaare.DieseunsinnigePraxismussbeendetwerden.ImZentrum
stehtnachwievordasKindeswohl.Deshalbfordernwirvonderbeauftragenden
BehördeaucheinestrikteAnweisunganallefreienTräger,dasKindeswohl in
denMittelpunktihrerVermittlungstätigkeitzustellen.BeioffensichtlichenDis-
kriminierungen,z.B.aufGrunddersexuellenIdentität,mussdenTrägernihre
Vermittlungsbefugnisentzogenwerden.

Bislangistesnichtmöglich,lesbischenundschwulenPaarenauchPflegschaften
vonsolchenKindernzuübertragen,diemitdemZieleinerAdoptionvermittelt
werden.BeivolljähriggewordenenPflegekinderbestehtaußerdemdasProblem,
dasssienurvoneinemPartner ineinerLebenspartnerschaftadoptiertwerden
können.Dies führt zuBenachteiligungen,denn ihnengehenUnterhalts-und
Erbschaftsansprücheverloren.Auchdeswegenwollenwireingemeinsames Ad-
optionsrecht für alle Lebensgemeinschaften. Die gemeinschaftliche Adoption
vonhomosexuellenPaarenistimInteressederKinder,diebereitsjetztinzahlrei-
chenLebenspartnerschaftenleben.LesbischeundschwuleElternsindgenauso
guteElternwieandereauch.DeswegenwerdenwirunshiermiteinerBundes-
ratsinitiativeengagieren.

Auf Bundesebene haben wir bereits die Stiefkindadoption für die leiblichen
KindereinerPartnerin/einesPartnersdurchdiePartnerin/denPartner ineiner
Eingetragenen Lebenspartnerschaft ermöglicht. Allerdings besteht auch hier
dringenderReformbedarf:dasbiszuzweijährigeAdoptionsverfahrenwirdvon
vielen Eltern als Gängelung durch die Jugendämter empfunden. So lange es
nochkeinvollesAdoptionsrecht fürEingetrageneLebenspartnerschaftengibt,
wollenwireineRegelungschaffen,diedieStiefkindadoptionbeiKindern,diein
eine bestehende Eingetragene Lebenspartnerschaft geboren werden, deutlich
beschleunigt,wennderbiologischeElternteilzustimmt.

LesbischePartnerinnenmüssenZugangzu reproduktionsmedizinischen Maß-
nahmenhaben,genausowieunverheirateteoderalleinstehendeFrauen.Einen
exklusivenZugangausschließlichfürverheiratetePaarelehnenwiralsnichtzu
rechtfertigendeUngleichbehandlungab.MedizinischerFortschritt inDeutsch-
landmussallenBürger_innengleichberechtigtzugänglichsein.
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vi. bildung und Wissenschaft

BÜNDNIS90/DIEGRÜNENsetzen sich füroffeneund toleranteSchulen ein,
diejungenMenschenRäumebieten,indenensieangstfreieinComing-Outals
LSBTIhabenkönnen.BündnisgrüneBildungspolitiksetztsichdafürein,dassdie
BeschäftigungmitsexuellerIdentitätsowiemittraditionellenRollenbildernGe-
genstandinSchuleundKindererziehungist.DavonprofitierenalleSchüler_in-
nen,dahierdurchVielfalt als Chance und Bereicherungkennengelerntwerden
kann.DieBeschäftigungmitsexuellerIdentitätfindetinallenFächernstatt.Wir
werdendiebestehendenRahmenlehrpläne evaluierenundgegebenenfallsan-
passen.Wichtig istes,LSBTI-Themen indenUnterrichtsstoffverpflichtendzu
integrierenundnichtalsSonderthemaherauszustellen.ImSinneeinesDiversi-
ty-AnsatzessollenallegesellschaftlichenGruppenjenseitsderMehrheitsgesell-
schaftBerücksichtigungfinden (LSBTI,Regenbogenfamilien,Alleinerziehende,
Erwerbslose, Menschen mit Behinderungen oder Migrationshintergrund, etc.)
WirwerdenentsprechendeLehrmaterialienentwickelnlassen.Wirwollenuns
über die Kultusministerkonferenz auch bundesweit dafür einsetzen, dass im
SchulunterrichtdieVielfaltdersexuellenIdentitätenEingangfindet.

Schüler_innenerlebenSchulehäufigalseinenOrt,andemHomosexualitätein
Tabu ist und „schwul“ und „lesbisch“ lediglich als Schimpfwort vorkommen.
Oftmals sind Lehrer_innen im Zusammenhang mit Trans*- und Homophobie
überfordert.DeswegenmussdieBeschäftigungmitsexuellerIdentitätgenauwie
DiversitynotwendigerBestandteilderAus- und Fortbildung vonLehrer_innen
werden.BÜNDNIS90/DIEGRÜNENforderndieBenennung von Diversity-Be-
auftragten inallenSchulen,diealsAnsprechpartner_innensowohlfürSchüler_in-
nen, Eltern als auch für das Kollegium fungieren können. Diese Beauftragten
müssen auch für den Umgang mit lesbischen, schwulen, intersexuellen und
Trans*-Kindern und -Jugendlichen speziell ausgebildet sein. Wir unterstützen
Aufklärungs-undBeratungsprojektevonLSBTI-JugendlichenanBerlinerSchulen.

BÜNDNIS90/DIEGRÜNENwollenandenHochschulenundUniversitätengezielt
Forschungsvorhaben anregen und fördern,dieThemenwieVielfaltderGeschlech-
ter und Geschlechtsidentitäten, Antidiskriminierung und die Lebenswelten sowie
Familienentwürfe von LGBTI erforschen. In die Ausbildung von medizinischem,
pflegerischem,psychologischemundpädagogischemPersonalmussdasWissenum
geschlechtlicheVielfaltunddenUmgangmitLGBTIstärkereinfließen.Menschen,
diebereitsindiesenBerufentätigsind,sollenentsprechendweitergebildetwerden.
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vii. integration und flüchtlingsschutz

BerlinisteineMetropolederVielfalt.AlteundJunge,Menschenmitundohne
Behinderung,Männer,Frauen,IntersexuelleundTrans*,PeopleofColoursowie
Menschen aus unterschiedlichenKulturenundmit unterschiedlicherHerkunft
gehörendazu.VerschiedenartigeWeltanschauungenundLebensentwürfebe-
reichern das Zusammenleben. Wir sehen in dieser Vielfalt eine der zentralen
StärkenunsererStadt.

AuchLesben,Schwule,Bisexuelle,IntersexuelleundTrans*bildenkeineabgeschlos-
senehomogeneSzene.VielmehrfindetsichinihrenunterschiedlichenCommunities
diesebereicherndeVielfaltwider.Ausgrenzung,Beleidigungen,verbaleundtätliche
ÜbergrifferichtensichdaherhäufignichtnurgegendiesexuelleIdentität,sondern
LSBTIsindoftmalseinerMehrfachdiskriminierungausgesetzt,diesichetwaauch
gegenihreGeschlechtsidentität,ihreHerkunftoderihrenGlaubenwendet.

Wirtretendaherfüreinequeere Bürgerrechts- und Antidiskriminierungsarbeit 
ein,diesichandiesergesellschaftlichenRealitätausrichtetundnebenderBe-
kämpfungvonHomo-undTrans*phobiealleFormenvonDiskriminierungwie
Rassismus,Antisemitismus, IslamophobieoderSexismuskonsequentmitdenkt
undberücksichtigt.EntsprechendeProjektarbeitmöchtenwiraufeinedauerhaf-
tefinanzielleBasisstellenundausbauen.

GruppenbezogeneMenschenfeindlichkeitgegenLSBTIisteinProblemundeine
Herausforderung für die Gesamtgesellschaft.WirgrenzenunsabvonVersu-
chen, einseitig einzelnenGruppenwieMigrant_innendie Schulddafür indie
SchuhezuschiebenunddamitgesamtgesellschaftlicheProblemezuethnisieren.
WirweisenzudemalleVersucheentschiedenzurück,welchedieBürgerrechte
vonFrauenundLSBTIgegendieRechtevonMuslim_innenausspielenwollen
–undumgekehrt.Wirlassennichtzu,dassinBerlinoderanderswoLSBTIfür
einenanti-islamischenRassismusinstrumentalisiertwerden!

Lesben,Schwule,Bisexuelle,IntersexuelleundTrans*sindalsMinderheitensi-
cherlichsensibilisierterfürAusgrenzungenallerArt.Aberselbstverständlichsind
auchsienichtfreivonVorurteilen.Deshalbistesrichtig,auchindenqueeren 
SzenenfürToleranzzuwerbenundüberMehrfachdiskriminierungaufzuklären.
Wirbegrüßen,dasssichdazuinzwischenInitiativeninfreierTrägerschaftgebil-
dethaben.IhreAnliegenwerdenwirnachhaltigunterstützen.
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VielfaltsetzteinfunktionierendesMiteinander,eineKulturdeswechselseitigen
DialogsundderWertschätzungvoraus.NurimpersönlichenAustauschkönnen
VorbehaltethematisiertundVorurteileabgebautwerden.Berlinbrauchtdaher
einen ständigenDialog zwischen allen gesellschaftlich relevanten Gruppen 
überdasVerständnisunterschiedlicher Lebensentwürfe.ZudiesenAkteuren
gehören zum Beispiel die Sozialverbände, verschiedene LSBTI-Vertretungen,
die Gewerkschaften, die Arbeitgeberverbände sowie die Glaubensgemein-
schaftenunddieVerbändederMigrant_innen-Community.Dafürrichtenwir
inAnknüpfungandieLandesdiskriminierungsstelleeinenRat für Vielfalt ein,
indemdieseGruppensichregelmäßigtreffenundmiteinanderinsGespräch
kommensollen.Kulturelle,sportliche,schulischeundandereBegegnungenzur
gegenseitigen Akzeptanz unterschiedlicher gesellschaftlicher Gruppen, zum
BeispielvonLSBTIundMigrant_inneninFormder„RespectGaymes“wollen
wirgezieltfördern.

FürvieleLesben,Schwule,Bisexuelle,Trans*undIntersexuelle,diezumBeispiel
aufgrundihrerHerkunfteinerMehrfachdiskriminierungausgesetztsind,verläuft
dieIdentifikationmitdereigenensexuellenoderGeschlechtsidentitätunterer-
schwertenBedingungen.WirwollendeshalbdieComing-out-Arbeitgeradefür 
Menschen mit MigrationshintergrundfördernunddieAufklärungs-undSensi-
bilisierungsarbeitimSinneeinesDiversity-Ansatzesvoranbringen.Dazugehören
ProjektemitinterkulturellerKompetenz,dieComing-out,Image,Sensibilisierung
undAufklärungsarbeitvonLSBTIsmitMigrationshintergrundunterstützenund
aufklärendsowohlindieMehrheitsgesellschaftalsauchindieHerkunftscomu-
nitieshineinwirken.

Wirstehenfürein tolerantes,weltoffenesundsolidarischesBerlin.Füruns
istdamitunteilbareinehumane Flüchtlingspolitikverbunden.Unserenbe-
sonderen Schutz benötigen jene Lesben, Schwule, Bisexuelle, Trans* und
Intersexuelle, die sich nach Deutschland flüchten konnten, um einer Ver-
folgunginihrenHerkunftsländernzuentgehen.Wirwerdenunsdafürein-
setzen,dassalleaufenthaltsrechtlichenMöglichkeitenausgeschöpftwerden
undsieeinensicherenAufenthaltsstatuserhalten.KeinMenschdarfineinen
Staat abgeschoben werden, wo ihr_ihm Verfolgung aufgrund seiner_ihrer
sexuellenIdentitätdrohen.

HärtefällemüssenimSinneeinermenschenwürdigenundsolidarischenFlücht-
lingspolitik anerkannt werden. Viele jener Flüchtlinge wissen nicht, dass das
deutscheAsylrechtsiewegeneinerVerfolgungaufgrundihrersexuellenIdenti-
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tätschützt.Wirforderndaher,dassalleFlüchtlingeausreichendüberihreRechte
informiertwerden.DieMitarbeiter_innenderAusländerbehördenmüssengezielt
aufeinensensiblenUmgangmitLSBTIundderenindividuellenVerfolgungsge-
schichtenvorbereitetwerden.

LiebeisteinMenschenrecht–weltweit!Dennochwerdenin85StaatenLSBTI
fürihresexuelleIdentitätkriminalisiert;insiebenStaatendrohtihnengardieTo-
desstrafe.DieFluchtinsichereAufnahmeländeristfürvieleunmöglich.Flücht-
lingsorganisationensetzensichdaherschonseitlangemdafürein,dasssichdie
Weltgemeinschaft intensiver um solche besonders von Verfolgung bedrohten
Gruppenkümmernmuss.WirmachenunsdiesesAnliegenzuEigenund for-
derndaher:Berlinmuss– imRahmenseinerMöglichkeiten–Kontingente für 
verfolgte LSBTIbereitstellenundsichfürähnlicheInitiativenaufBundesebene
einsetzen.
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viii. Gesellschaftliche vielfalt: 
auch ein thema für Kirchen und  
Glaubensgemeinschaften 

WirsetzenunseinfürdieReligions- und Bekenntnisfreiheit,wiesieinunserer
Landesverfassungbegründet ist.DieVielfaltderReligionenundBekenntnisse
bereichertunsereGesellschaft.ReligiöseToleranzisteinGebotderStunde.

Zugleich erwarten wir von religiösen Bekenntnisgemeinschaften, dass sie im
GegenzugdieBürger-undGrundrechte von allen Menschenunabhängigihrer
sexuellenIdentitätanerkennenundachten.DieMenschenrechtevonSchwulen,
Lesben,Bisexuellen,Trans*undIntersexuellendürfennichtandenPfortender
religiösenEinrichtungenenden.

GeradediechristlichenKirchensindinBerlinAkteuremiteinemenormengesell-
schaftlichenEinfluss:KirchlicheTrägergehörenzudengrößtenArbeitgebernder
Stadt,prägenKultur-undBildungseinrichtungenundwirkenaufdiepolitische
MeinungsbildungderStadtgesellschaftein. IhreRollewirddurchweitreichen-
de,verfassungsrechtlichgarantiertePrivilegiengeschützt.Sienehmenfürsich
inAnspruch, immungegenüberstaatlichen Antidiskriminierungsnormen und
arbeitsrechtlichenVorschriftenzusein.DiesenAnspruchweisenwirzurückund
fordern eine dementsprechende Präzisierung des Allgemeinen Gleichbehand-
lungsgesetzes(AGG)aufBundesebene.

Esistnichtzuakzeptieren,dassdieFamilienformodereinebestimmtesexuelle
IdentitätdenBeschäftigtenbeireligiösenTrägernvorgeschriebenoderverboten
ist.GeradeausihremStatusalsKörperschaftdesöffentlichenRechtsergibtsich
die besondere Verpflichtung, die Grundrechte der Verfassung zu achten und
denvollenDiskriminierungsschutzumzusetzen.

Wir setzenunsaufLandesebenedafürein,dassbeiderVergabe von Trä-
gerschaften und MittelnnursolcheOrganisationenberücksichtigtwerden,
die sich auf im Sinne der „Charta der Vielfalt“ auf eine gleichberechtigte
TeilhabevonMenschenallersexuellenIdentitäten,Geschlechter,Alteroder
etwaderHerkunftverpflichten.Berlinistvielfältig–unddieseVielfaltmuss
sich auch in den Kindertagesstätten, Schulen, Beratungsstellen, Pflegeein-
richtungenoderKrankenhäusernwiderspiegeln.Einrichtungeninkirchlicher
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Trägerschaft kommt eine gesamtgesellschaftliche Verantwortung zu. Diese
Verantwortung bedeutet auch Verpflichtung: nämlich für ein diskriminie-
rungsfreiesUmfeldzusorgen.

Glaubensfreiheit isteinGrundrecht,nichtaberBevormundungundEinschrän-
kungvonFreiheitunterdemDeckmantelvonReligion.Wirtretengegenjegliche
Form von religiösem Fundamentalismus ein. Menschenrechte sind universell
undnichtreligiösverhandelbar.

Wir wenden uns gegen Hassprediger_innen jeglicher Glaubensrichtungen.
AuchsogenannteHomo-Heiler_innendürfenkeinenPlatzinderÖffentlichkeit
erhalten.
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iX. Sexuelle Selbstbestimmung  
im alter und mit behinderung wahren

WirwerdendieBelange von älteren und alten Lesben, Schwulen, Bisexu-
ellen, Trans* und Intersexuellen inderAltenarbeitund inderPflegeaber
auchbeiderForderungvonLSBTI-Projektenberücksichtigen.Wirtundasin
demBewusstsein,dassdieheutigeältereGenerationvonLesben,Schwulen,
Bisexuellen,Trans*undIntersexuellen inderNachkriegszeitbis indie80er
JahreeinemhohenMaßanstaatlicherundgesellschaftlicherDiskriminierung
ausgesetztwar.

WirwerdenMenschenunterschiedlichersexuellerIdentitätermutigen,ihreIn-
teresseninden Senior_innenvertretungenwahrzunehmen.DiesexuelleVielfalt
und die damit verbundenen unterschiedlichen Lebensweisen müssen bei den
AngebotenundimAlltagderAltenhilfeundAltenpflegebeachtetwerden.Ge-
rade die Intimität einer guten Pflege setzt ein hohes Maß an Vertrauen und
Verständnis zwischen Pflegekräften und pflegebedürftigen Menschen voraus.
HierzusindgezielteFortbildungen des Pflegepersonalsanzubieten.Wirsetzen
unsinsbesonderefürWohnprojektemitundohnePflegeundBetreuungein,die
auchfürLSBTIgeeignetsind.Wirwerdengezieltgegen die Diskriminierung von 
Senior_innen und Menschen mit BehinderungeninnerhalbderqueerenCom-
munityvorgehen.

SexuelleIdentitätistimZusammenhangmitBehinderungentabuisiert,weil„Se-
xualität und Behinderung“ allgemeineinTabuthemaist.Wirwerdenaktivdaran
mitwirken,diesesTabuzubrechen.SexuelleSelbstbestimmungisteinwesent-
licher Bestandteil der Selbstbestimmung. Einrichtungen der Behindertenhilfe,
gemeinnützigeVerbände,Angehörigenberatungen–und-vertretungenmüssen
sichmitdenThemenSexualität,sexuelleIdentitätundgleichgeschlechtlicheLe-
bensweisenaberauchsexualisierteGewaltundsexuelleGesundheitauseinan-
dersetzen.EinrichtungenundLeistungsanbietermüsseneinenkonzeptionellen
Rahmenhierfürerstellen, ihrPersonalentsprechendaus-undfortbilden,bzw.
Kooperationen mit entsprechenden fachlichen Trägern eingehen. Politik und
VerwaltungkanndiesbeiRahmenverträgenzuEntgeldverträgenoderbeider
VergabevonFördermittelnverlangen.

DieStudien- und Ausbildungsgängemüssenentsprechendgeändertwerden.
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StationäreundambulantbetreuteEinrichtungensindsozugestalten,dassab-
schließbare Einzelzimmer zumausfinanziertenStandarderhobenwerden,da-
miteineselbstbestimmteSexualitätauchandiesenOrtengelebtwerdenkann.
Wenn gewünscht muss eine Sexualbegleitung (d.h. Assistenz für sexuelle
Handlungen)ermöglichtwerden.

Wir werden Netzwerke und Selbsthilfegruppen der queeren Szene für Men-
schen mit Behinderungen, wo gewünscht, unterstützen. Vorrangig ist jedoch
dieEinlösung der UN-Behindertenrechtskonvention,wonachalleöffentlichen
undöffentlichgefördertenEinrichtungenderqueerenCommunitymittelfristig
barrierefreigemachtwerdenmüssen.DiesistbeiderFörderungvonfreienTrä-
gernundVeranstaltungenzuberücksichtigen.ZurBarrierefreiheitgehörenu.a.
auchdas Internet,Hilfen fürGehörloseundein inklusivesVeranstaltungsma-
nagement.

GleichzeitiggiltesdievorhandeneDiskriminierungvonLesben,Schwulen,Bi-
sexuellen,Trans*undIntersexuellenmitBehinderungen inderqueerenCom-
munityabzubauenundfürAkzeptanz und aktive Teilhabe allerzuwerben.Im
RahmendesMaßnahmekataloges zurUmsetzungderUN-Behindertenrechts-
koventionund/oderderFortsetzungder InitiativeAkzeptanzsexuellerVielfalt
werdenwiraktivaufdiequeereSzeneeinwirken,Treffpunkte,KneipenundEin-
richtungen tatsächlichbarrierefrei zugestaltenundeinediskriminierungsfreie,
akzeptierende Grundhaltung zu Menschen gleich welcher Herkunft, welchen
Alters,mitoderohneBehinderungeinzunehmen.Dies istwenigereineFrage
desGeldessondernmehrdesBewusstseins.DenkbaristdieAusrichtungeines
PreisesfürBarrierefreiheit in der queeren Szene.
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X. Sexuelle Gesundheit fördern

BÜNDNIS90/DIEGRÜNENsetzensichfüreinebedarfsgerechte Prävention im 
Bereich Sexuelle Gesundheitein.TrotzsteigenderNeudiagnosenindenletzten
zehnJahrenwurdediesesThemenfeldvomrot-rotenSenatvernachlässigt.Ne-
bendenHerausforderungendurchHIVundAIDSsindanderesexuellübertrag-
bareKrankheiten(v.a.HepatitisundSyphilis)indiePräventioneinzuschließen.
Wirsetzenunsdafürein,dassalleZielgruppenbedarfsgerechte,spezifischeund
niedrigschwelligePräventionsangeboteerhalten.Kondomesollenzukünftigan
Orten,wosichdieunterschiedlichenZielgruppenvornehmlichaufhalten,kos-
tenloszurVerfügunggestelltwerden.

EingebettetineinebessereGesamtsteuerung der Zentren für Sexuelle Gesund-
heit und der Träger der Aids-SelbsthilfegruppenwerdenwirdieGewichtungder
MittelverteilungfürdieHIV-Präventionüberprüfen.Dabeiistzuberücksichtigen,
dassbeiderGruppederMänner,dieSexmitMännernhaben,dieZahlderNeudia-
gnosenseit2001überproportionalgestiegenist.DieBundeskampagne„Ichweiß-
wasichtu“istausLandesmittelnadäquatzuflankieren.WirunterstützenSchnell-
testangeboteimszenegerechtenBeratungssettingzumRisikomanagement.

AlleSchüler_innensollenumfassendübersexuelleGesundheitaufgeklärtwerden.
EntsprechendeAngebotederZentrenfürsexuelleGesundheitundFreienTrägern
sindflächendeckendauszuweiten.WirsetzendabeiauchaufPeer-to-Peer-Pro-
jekte.SaferSex-Kampagnensindsozugestalten,dasssiedieunterschiedlichen
Zielgruppenaucherreichen.DiesgiltinsbesonderefürMigrant_innen.Wirwerden
dieGesundheitsvorsorgeund-versorgungvonMenschenohnegültigenAufent-
haltstitelgewährleisten.WirwerdendieGesundheitsprävention bei Sexarbeiter_
innen und (potentiellen) Freiern absichern. EbensodieHIV-Präventionunddie
BetreuungvonMenschenmitHIVund/oderHepatitisinStrafvollzugsanstalten.

leben mit Hiv/aiDS
MenschenmitHIVundAIDShabenaufgrundderverbessertenTherapiemög-
lichkeiteneinedeutlichgestiegeneLebensqualitätundLebenserwartung.Des-
halb brauchen sie entsprechende Beratungsangebote und Fördermaßnahmen
zur(Re-)Integration in den Arbeitsmarkt.WirwerdendafürSorgetragen,dass
Menschenmit erhöhtemMedikamenten-und spezifischemErnährungsbedarf
eine unbürokratische, diskriminierungsfreie Unterstützung und Gleichbehand-
lungdurchÄmter,BehördenundKrankenkassenerfahren.
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XI.KULTURELLEVIELFALTFÖRDERN–SICHTBARKEITVONLSBTISTÄRKEN

Xi. Kulturelle vielfalt fördern –  
Sichtbarkeit von lSbti stärken

Wir wollen, dass sich die gesellschaftliche Vielfalt Berlins auch im kulturellen
LebenderStadtwiderspiegelt.

Lesben,Schwule,Bisexuelle,Trans*undIntersexuellewarenundsindeinfester
BestandteilBerlins.UmdieAkzeptanzvonunterschiedlichenLebensentwürfen,
vonallenGeschlechts-undsexuellenIdentitätenzuerhöhen,fordernwir,dass
LSBTIdenihnengebührendenPlatzinderBerlinerGeschichtspolitik und Erin-
nerungskultur erhalten.

Wir begrüßen daher ausdrücklich die Pläne zur Errichtung eines Magnus-
Hirschfeld-Denkmals inderNähedesehemaligenStandortsseinessexualwis-
senschaftlichenInstituts,gegenüberdemBundeskanzleramtamSpreeufer.Wir
unterstützendie Initiativen indenBezirkenTempelhof-SchönebergundMitte
zurUmbenennung der Einemstraße.Es istrichtig,anstelleeineshomophoben
KriegsministersderKaiserzeitundWegbereitersdesFaschismuseinenVorkämp-
ferdererstenSchwulenbewegung,KarlHeinrichUlrichs,zuehren.QueereGe-
schichtewurdeabernichtnurvonschwulenMännerngemacht!Daherregen
wirähnliche Initiativenan(auchbeiderNeubenennungvonStraßen,Plätzen
undöffentlichenEinrichtungen),welchedieProtagonist*innenderLesben-und
Trans*bewegungimöffentlichenRaumsichtbarmachenundihrenEinsatzfür
diegesellschaftlicheEmanzipationwürdigen.

UnsisteseinbesonderesAnliegen,dassderhistorischenstaatlichenVerfolgung
vonLSBTIsichtbarimöffentlichenRaumgedachtwird.Dievonunsmitvoran-
getriebeneErrichtungdesDenkmals fürdie imNationalsozialismusverfolgten
HomosexuellenimTiergartenistdafüreinwichtigerMeilenstein.InderNS-Zeit
wurdedieInfrastrukturvonLSBTIsystematischzerschlagen.DerVerschärfung
des§175 setzteeinestaatlich legitimierteVerfolgungvonschwulenMännern
inGang.DiesesUnrechthieltauchnach1945indenbeidenneugegründeten
deutschen Staaten an. In der BRD wurde die Nazi-Fassung des Paragraphen
erst im Jahre 1969 revidiert. Bis dahin wurden abermals zehntausende Män-
nerwegenihrerLiebeverurteilt.Wirfordern,dieseshistorische Unrechtendlich
umfassendaufzuarbeitenundzudokumentieren.Bündnis90/DieGrünenBerlin
unterstützendaherdieEinrichtungeinesInstitutszurErforschungderGeschichte
undzurLebenssituationvonLSBTIinBerlin.
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Wirbegrüßenausdrücklichallebezirklichen Initiativen,welcheaufdiezerstör-
tenqueerenLebensweltenvor1945aufmerksammachenunddieErinnerungan
dieverfolgtenLSBTI inFormvonAusstellungsprojekten,Gedenkveranstaltun-
gen,GedenktafelnoderStolpersteinenwachhalten.

BerlinhatmitdemSchwulen MuseumeineweltweiteinzigartigeEinrichtung,
dasDokumentequeerenLebensarchiviert,erforschtundausstellt.Wirwerden
uns dafür einsetzen, dass das Schwule Museum weiterhin eine ausreichende
Regelförderungerhält,damitesseinewertvolleArbeitinvollemUmfangfort-
zusetzenvermag.

Kultur braucht Beteiligung und Mitbestimmung. Wie andere gesellschaftliche
GruppierungensinddaherauchVertreter_innenderqueerenCommunityinden
Rundfunkrat des RBBzuberufen.

KulturellerAustauschistnichtnurbequem.Kulturmussauchaneckenundver-
stören. Das ist ihre legitime Aufgabe. Eine Grenze ist für uns erreicht, in der
Kulturgenutztwird, umHomo-undTrans*phobie,Rassismusoder Sexismus
zutransportieren.WirunterstützendaheralleProjekte,diesichanKultur-und
Musikszenenwenden,indenenHomo-undTrans*phobiebesondersverbreitet
sind.Homo- und trans*phobe HassgesängeverdienenkeinöffentlichesForum!
AlsKulturverbrämteHetzliederundGewaltaufrufegegenLesben,Schwule,Bi-
sexuelle,Trans*undIntersexuellesindeineSachefürdieStaatsanwaltschaft!
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UNSEREABGEORDNETEN

ANJA KOFBINGER,  
MdA,

SprecherinfürFrauenpolitikund
Lesben-undSchwulenpolitik


anja.kofbinger@gruene-berlin.de

nicht vergessen: am 18. September Grün wählen!

THOMAS BIRK,  
MdA,

SprecherfürVerwaltungsreform
undLesben-undSchwulenpolitik


thomas.birk@gruene-berlin.de

unsere abgeordneten
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